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l Berlin, 20.12.2024 l  

 Stellungnahme zu Änderungen des derzeitigen Rechtsrahmens 

der Verordnung über eine gemeinsame Marktorganisation für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse (GMO) (1308/2013) 

 

Der vorgelegte Verordnungsentwurf enthält Regelungen, die einen tiefen Eingriff in die Vertrags- und 

Satzungsautonomie der Unternehmen darstellen. Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvollziehbar, dass die 

EU-Kommission weder eine öffentliche Konsultation noch eine Folgenabschätzung durchgeführt hat, dies 

muss nachgeholt werden. Das übergeordnete Ziel der Änderungen ist die Stärkung der Landwirte in der 

Lebensmittellieferkette. Dieses Ziel unterstützt der Deutsche Raiffeisenverband (DRV) ausdrücklich. Dies 

darf allerdings nicht zu Lasten der Stabilität und Verhandlungsposition der genossenschaftlich orientierten 

Unternehmen und Bündler in der Agrar- und Ernährungswirtschaft geschehen, deren Eigentümer und 

Mitglieder Landwirte selbst sind.  

Nachfolgend nehmen wir ausschnittsweise zu einigen Punkten Stellung und behalten uns vor, weitere 

Anmerkungen zu übermitteln, dies auch aufgrund der ungünstigen und zu kurzen Rückmeldefrist über die 

Weihnachtsfeiertage und den Jahreswechsel.  

Allgemeine Hinweise zur Vertragspflicht für den Sektor Milch in Artikel 148 sowie für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse in Artikel 168 

Zum Teil finden sich in den Artikeln 148 und 168 Ausnahmen für Genossenschaften. Dennoch entfalten die 

vorgeschlagenen Änderungen Auswirkungen auf Genossenschaften und machen ggf. 

Satzungsanpassungen erforderlich. Zudem sind die genossenschaftlich orientierten DRV-

Mitgliedsunternehmen (auch anderer Rechtsformen) ebenfalls von den vorgeschlagenen Änderungen 

betroffen. 

Die nunmehr vorgesehene, unmittelbare, generelle Vertragspflicht mit Form- und Inhaltsvorgaben lehnt der 

DRV entschieden ab, da es sich um einen tiefen Eingriff in die Vertrags- und Satzungsautonomie handelt, 

der weder notwendig noch zielführend ist. Des Weiteren scheinen die durch die EU-Verordnung unmittelbar 

anwendbaren Vorgaben zum Teil mit deutschem Zivil- und Genossenschaftsrecht zu kollidieren und werfen 

zahlreiche praktische Fragen auf. Für die Rechtssicherheit aller beteiligten Akteure ist die Kohärenz der 

betroffenen Rechtsordnungen essenziell. Der DRV setzt sich daher dafür ein, dass die derzeit geltende 

Option gem. Absatz 1 (alte Fassung) für die Mitgliedstaaten bestehen bleibt. In jedem Fall muss die 

genossenschaftliche Ausnahme in jeweils in Abs. 5 lit. a) bestehen bleiben, um die Besonderheiten der 

Genossenschaft angemessen zu berücksichtigen. Anderenfalls würde dies einen tiefgreifenden Eingriff in die 

genossenschaftliche Satzungsautonomie bedeuten und die bei den Verwertungsgenossenschaften 

bestehende gesellschaftsrechtliche Lieferbeziehung konterkarieren. 

Für den Fall, dass der europäische Gesetzgeber dennoch die beabsichtigte Vertragspflicht einführt, weisen 

wir insbesondere auf einige nachfolgende, nicht abschließende Aspekte hin: 

Vor dem Hintergrund fortschreitender Digitalisierung der Rechtsgeschäfte ist eine Klarstellung notwendig, 

dass die Bezeichnung „contracts in writing“ (schriftliche Verträge) jeweils Ziffer 4 lit. b) hinsichtlich des 

Formerfordernisses auch Verträge in Textform einschließt. Auch läuft dies nationalen Entwicklungen wie 

zuletzt den mit dem Bürokratieentlastungsgesetz IV eingeführten Erleichterungen bei der Schriftform, die u.a. 

bei der Form der Satzung nunmehr Textform vorsehen, zuwider. Darüber hinaus wäre eine technologieoffene 
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Legaldefinition sinnvoll, um den dynamischen Entwicklungen hin zu digitalen Verträgen vorausschauend 

Rechnung zu tragen.  

Zudem wirft diese Regelung Fragen in Bezug auf das Zusammenspiel mit deutschem Zivilrecht auf. Es ist 

nicht eindeutig, ob mit der Änderung beabsichtigt wird, dass zuvor mündlich geschlossene Verträge erst 

durch die Verschriftlichung ihre Wirksamkeit entfalten oder ob es sich ausschließlich um eine Formvorschrift 

handelt. In der Praxis haben sich verschiedenste Wege der Vertragsanbahnung und des Vertragsschlusses 

herausgebildet. In vielen Sparten ist es üblich, dass Verträge zunächst mündlich geschlossen und 

anschließend bspw. mittels kaufmännischem Bestätigungsschreiben beim Ankauf von Getreide bestätigt 

werden. 

Daher erschließen sich auch die Aufgaben und Zielsetzung der in Ziffer 3 vorgeschriebenen Einrichtung einer 

Mediationsstelle für Fälle, in denen keine Einigung über den Abschluss eines solchen Vertrags erzielt wird, 

nicht. 

Artikel 168 Ziffer 4 lit. a) sieht vor, dass der Vertrag vor der Lieferung zu erfolgen hat. Dies ist abzulehnen 

und das Wort „Lieferung“ durch „Übereignung“ zu ersetzen. Das Trennungsprinzip, welches sich in dem 

Auseinanderfallen des schuldrechtlichen und sachenrechtlichen Rechtsgeschäfts ausprägt, ist u.a. eine 

deutsche Besonderheit im Zivilrecht. Dies zeigt einmal mehr die Notwendigkeit auf, dass die Option weiterhin 

bei den Mitgliedstaaten verbleiben sollte, um rechtsfremde Eingriffe in die nationale Rechtsordnung zu 

vermeiden. Dies dürfte auch Ziffer 6 betreffen. 

Der Abs. 4 lit. c) (iii) sieht jeweils vor, dass Verträge mit einer Mindestlaufzeit von mehr als sechs Monaten 

eine Revisionsklausel enthalten müssen, die insb. vom Landwirt, einer Erzeugerorganisation oder einer 

Vereinigung von Erzeugerorganisationen ausgeübt werden kann. Zunächst ist hier eine Klarstellung 

erforderlich, ob mit der „Mindestlaufzeit“ eines Vertrags Dauerschuldverhältnisse erfasst werden sollen oder 

ob darunter auch im Voraus geschlossene Verträge für einen fixen Zeitpunkt in der Zukunft fallen sollen. Aus 

dem Wortlaut der Norm geht nicht hervor, welche Voraussetzungen für eine Revisionsklausel bestehen. Hier 

wäre angesichts der Tatsache, dass die Voraussetzungen für gerichtsfeste Preisanpassungsklauseln im 

deutschen Recht sehr komplex sind und in der Praxis oftmals nicht umzusetzen, eine Präzisierung essenziell. 

Auch die Notwendigkeit einer solchen Klausel erschließt sich nicht, da beide Parteien freiwillig Verträge mit 

einer längeren Laufzeit schließen können. Dies kann für beide Parteien verschiedene Vorteile haben, wozu 

insbesondere die Planungssicherheit gehört. Eine Lösungsmöglichkeit bei Verträgen mit längerer Laufzeit 

konterkariert diese Vorteile und führt schlimmstenfalls zu einer Schwächung der Lieferketten und 

Warenverfügbarkeit auf Abnehmerseite. 

Änderung des Artikels 148 

Die europäische Milchwirtschaft ist je nach Mitgliedstaat sehr heterogen strukturiert, sowohl hinsichtlich der 

Strukturen der Milcherzeugung als auch der Strukturen der Verarbeitung und der Vermarktung. Die Realität 

ist differenziert und lässt keine pauschalen Verordnungsvorgaben zu. Auch ist das Ausmaß der Regelung 

von Milchlieferbeziehungen unterschiedlich. So befindet sich die große Mehrheit der deutschen 

Milcherzeuger bereits in geregelten Lieferbeziehungen, so dass für eine zusätzliche gesetzliche Regelung 

kein Bedarf besteht. 
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Im Übrigen lehnt der deutsche Raiffeisenverband eine nationale Umsetzung des Artikels 148 auch in der 

derzeitigen Fassung ab, weil hiermit die Stellung der Milcherzeuger in der Wertschöpfungskette nicht 

verbessert, sondern geschwächt wird. Die ausführliche Stellungnahme zum nationalen 

Verordnungsvorhaben ist beigefügt.  

Zu den spartenspezifischen Auswirkungen des Artikels 168 auf die verschiedenen betroffenen 

landwirtschaftlichen Erzeugnisse (u.a. Obst und Gemüse, Getreide, Wein, Fleisch, Saatgut) wird der DRV zu 

einem späteren Zeitpunkt detaillierter Stellung beziehen. 

Änderung des Artikels 153 

In Artikel 153 Abs. 2 lit. c)  wurde der Begriff “producer” (Erzeuger) durch den Begriff “farmer members” 

(Landwirte-Mitglied) ersetzt. Laut Erwägungsgrund (EG) 9 soll dies jedoch nicht ausschließen, dass auch 

andere Erzeuger, die keine Landwirte sind, und Nichterzeuger den Erzeugerorganisationen beitreten können. 

Trotz der Erläuterung in EG 9 ist der Grund für diese Änderung sowie die Folgen derzeit noch nicht 

nachvollziehbar. Hier ist eine Klarstellung notwendig.  

Über den DRV 

Der DRV ist der politische Spitzenverband aller Genossenschaften und genossenschaftlich orientierten 

Unternehmen der deutschen Agrar- und Ernährungswirtschaft. Als wichtiges Glied der Wertschöpfungskette 

Lebensmittel erzielen die 1.656 Mitgliedsunternehmen in der Erzeugung, im Handel und in der Verarbeitung 

pflanzlicher und tierischer Produkte mit 114.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie 6.000 Menschen in 

Ausbildung einen Umsatz von 82,6 Milliarden Euro. Landwirte, Gärtner und Winzer sind die Mitglieder und 

damit Eigentümer der Genossenschaften. 

Der DRV ist registrierter Interessenvertreter im Sinne des Lobbyregistergesetzes (Registernummer: 

R001376) und hat den Verhaltenskodex des Deutschen Bundestages und der Bundesregierung akzeptiert. 

 


